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Tonne: CDU/FDP haben bei Islamismus 
Angst vor Blick auf eigene Regierungszeit 
 
Die Opposition im Landtag Niedersachsen verweigert eine Auswei-

tung des Untersuchungsauftrages für den 23. Parlamentarischen 

Untersuchungsausschuss, der am Mittwoch beraten worden ist: „Die 

Haltung der Opposition verdeutlicht, dass es CDU und FDP nicht um 

Sachaufklärung, sondern um ein Schauspiel geht. Offenbar hat die 

Opposition große Angst, in die eigene Vergangenheit und die Regie-

rungszeit vor 2013 zu blicken, wenn es um mögliche islamistische 

Bedrohungen geht“, erklärt dazu Grant Hendrik Tonne, Parlamenta-

rischer Geschäftsführer der SPD-Landtagsfraktion. 

 

Anders sei es nicht zu erklären, so Tonne, dass die Ausweitung des 

Untersuchungszeitraums um ein Jahr bis ins Jahr 2011 zurück mit 

CDU und FDP nicht zu verhandeln sei. „Wenn wir wirklich einen Un-

tersuchungsausschuss wollen, der eine Aufarbeitung des Themas in 

einem sachlich logischen Zusammenhang ermöglicht, müssen wir 

aber weiter zurück als nur bis ins Jahr 2013.“ 
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Der Krieg in Syrien und die damit verbundene Ausreise von Kämp-

fern des IS aus Niedersachsen reiche bis ins Jahr 2011 zurück, „die 

Überwachung von Salafisten hat ebenfalls 2011 begonnen“, begrün-

det Tonne die gewünschte Ausweitung. „Wer sich dem verweigert 

wie CDU und FDP, der hat offenbar etwas zu verbergen.“ 

 

Die Rot-Grüne Regierungskoalition habe sich von Anfang an bereit 

erklärt, im Untersuchungsausschuss konstruktiv mitzuarbeiten. „Die 

SPD steht für die innere Sicherheit in Niedersachsen. Wir nehmen 

die Terrorgefahren sehr ernst und vertrauen unseren Sicherheitsbe-

hörden. Für politisches Theater bei so einem wichtigen Thema sind 

wir aber ausdrücklich zu nicht haben“, macht der Parlamentarische 

Geschäftsführer der SPD-Landtagsfraktion deutlich.  
 


